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Übertragung einer rechtskräftigen vormundschaftlichen Kindesschutzmassnahmen nach Wohnsitzwechsel 

Ausgangslage

Die Vormundschaftsbehörde in S. führt eine Besuchsrechtsbeistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB. Nach einem Wohnsitzwechsel der Mutter mit den Kindern nach B. bat die abgebende Behörde die neu zuständige Wohnsitzbehörde um Übernahme und Erweiterung der Massnahmen (zusätzlich Art. 308 Abs.1 ZGB). Das Erweiterungsbegehren stützt sich auf den Schlussbericht der Beiständin. Die beteiligten Vormundschaftsbehörden sind sich uneinig, ob die Massnahme vor oder nach dem Entscheid um Erweiterung der Massnahme zu übertragen sei, beziehungsweise ob mit den Erkenntnissen und Anträgen der Beiständin ein neues Verfahren anhängig gemacht worden oder ein hängiges Verfahren in der Schwebe gelassen worden sei.

Erwägungen

1. Wodurch ein vormundschaftsbehördliches Verfahren eröffnet werde ist nicht eindeutig zu beantworten. Klar ist der Fall, wenn bei Eingang einer Gefährdungsmeldung die Vormundschaftsbehörde mittels verfahrensleitender Verfügung das Verfahren formell eröffnet. Das trifft in den wenigsten Fällen zu. Vielmehr wird in der Praxis ohne Verfügung die Bearbeitung eines Falles an die Hand genommen, wenn Anlass dazu besteht. In den wenigsten Fällen wird eine Abklärung auch formell abgeschlossen, wenn sie nicht in einer vormundschaftlichen Massnahme endet. Häufiger wird das Dossier „kalt liquidiert“, d.h. ad acta gelegt, wenn der Einsatz zivilrechtlicher Kindes- oder Erwachsenenschutzmassnahmen nicht opportun erschein. Andererseits darf davon ausgegangen werden, dass von Gesetzes wegen ein Verfahren eröffnet wird, wenn eine zur Anzeige verpflichtete Person (z.B. Lehrkräfte) bei der Vormundschaftsbehörde eine Gefährdungsmeldung deponiert, weil damit ein für die Betroffenen relevanter Datentransfer zu einem gesetzlich umschriebenen Zweck in Gang gesetzt wird. Damit erhalten die Betroffenen verfassungsmässige Verfahrensgarantien, welche nicht durchsetzbar wären, wenn dieser Vorgang nicht als Verfahren qualifiziert würde.



2. Den beteiligten Vormundschaftsbehörden stellt sich die Frage, ob bei einer laufenden Massnahme mit der Ablage eines Schlussberichtes und einer Schlussrechnung (oder einer periodischen Rechnung resp. einem periodischen Bericht) zu einer laufenden Massnahme mit einem Antrag auf Änderung der Massnahme ein Verfahren ausgelöst werde. Wenn ja, womit beginnt dieses Verfahren und wer ist örtlich zuständig?

a. Man kann sich auf den Standpunkt stellen, allein die Aufforderung der Vormundschaftsbehörde zur Berichts- und Rechnungsablage sowie die nachfolgende Ablage von Bericht und Rechnung stellten neben der laufenden vormundschaftlichen Massnahme kein zusätzliches Verfahren dar, sondern bildeten wie die Betreuungsarbeit selbst Bestandteil der Mandatsführung. Damit können die Inhalte und Schlussfolgerungen von Rechenschaftsberichten für sich alleine gesehen noch kein Verfahren auslösen, es sei denn, es handle sich um eigentliche Gefährdungsmeldungen, was allerdings sinnvollerweise nicht erst im Rahmen eines immer mit zeitlicher Verzögerung deponiert Bericht erfolgen sollte, sondern sobald Anlass dazu besteht.


b. Dagegen löst der Antrag um Erweiterung oder Änderung einer Massnahmen ein Verfahren aus (Abklärung, Anhörung, Akteneinsichtsmöglichkeit etc.). Damit ist allerdings die Frage noch nicht beantwortet, wo dieses Verfahren ausgelöst wird beziehungsweise zuständigerweise an die Hand zu nehmen ist.

· Massgeblich ist jeweilen der Wohnsitz. Wer unter Vormundschaft steht, hat den Wohnsitz am Ort der Vormundschaftsbehörde, und diese bleibt solange zuständig, bis der Wohnsitz mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gewechselt und die Vormundschaftsbehörde die Massnahme übertragen hat (Art. 377 ZGB).


· Anders verhält es sich, wenn eine verbeiständete Person den Wohnsitz wechselt. In diesem Fall geht mit dem Wohnsitzwechsel die Massnahmenzuständigkeit auf die neue Wohnsitzbehörde über (BGE 126 III 415, Zusammenfassung in ZVW 2001 S. 259 Nr. 6).


3. Daraus ist der Schluss zu ziehen, dass die VB S. weder die Pflicht noch das Recht hat, sich für örtlich zuständig zu erklären, um über eine Änderung der Massnahme zu entscheiden. Vielmehr muss sie die neue Wohnsitzbehörde der fraglichen Kinder über den Massnahmenbedarf orientieren, worauf die Vormundschaftsbehörde in B. nach den ihr tunlich scheinenden Abklärungen zu entscheiden hat.


4. Nebst juristischen gibt es auch pragmatische Gründe, die für diese Lösung sprechen: Grundsätzlich und aus Erfahrung ist jene Behörde, welche die Massnahme zu führen hat, besser beraten, die Massnahme selbst anzuordnen, als sich allenfalls ein Kuckucksei einer abgebenden Behörde ins Nest legen zu lassen.
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